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Handle gut und anständig, weniger anderen zu gefallen, eher um deine eigene Achtung nicht zu verscherzen. 

Adolph Freiherr von Knigge; 1752 – 1796, deutscher Jurist, Beamter und Satiriker 
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1. Neuregelung bei der Abschreibung von geringwerti gen Wirtschaftsgütern  
 ab 1.1.2018 
 
Mit dem Gesetz gegen schädliche Steuerpraktiken im Zusammenhang mit Rechteüberlassungen wurden 
die Grenzen für selbstständig nutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, deren An-
schaffungs- und Herstellungskosten bestimmte Grenzen nicht überschreiten, – sog. geringwertige Wirt-
schaftsgüter (GWG) – angehoben. Danach gilt ab 1.1.2018: 
 
Sofortabschreibung: GWG, deren Anschaffungs- und Herstellungskosten 800 € (bis 31.12.2017 = 410 
€) nicht übersteigen, können im Jahr der Anschaffung oder Herstellung sofort abgeschrieben werden. 
Wird von dem Recht Gebrauch gemacht, sind GWG, die den Betrag von 250 € (bis 31.12.2017 = 150 €) 
übersteigen, in einem laufenden Verzeichnis zu erfassen, es sei denn, diese Angaben sind aus der Buch-
führung ersichtlich. Entscheidet sich der Unternehmer für die Sofortabschreibung der GWG unter 
800 €, gelten für Wirtschaftsgüter über 800 € die allgemeinen Abschreibungsregelungen. 
 
Computerprogramme: Die in den Einkommensteuer-Richtlinien genannte Grenze für die Behandlung 
von Computerprogrammen wie Trivialprogramme in Höhe von 410 € war an die Grenze für die Bewer-
tungsfreiheit geringwertiger Wirtschaftsgüter angelehnt. Im Rahmen der nächsten Überarbeitung der 
Einkommensteuer-Richtlinien ist auch hier eine Anhebung auf 800 € vorgesehen. 
 
Überlegung: In Hinblick auf diese Neuregelungen lohnt sich – aus steuerlicher Sicht und wenn wirt-
schaftlich sinnvoll – ggf. die Beschaffung derartiger Wirtschaftsgüter in das Jahr 2018 zu verlagern, um 
damit die besseren Abschreibungsbedingungen zu nutzen. 
 
 
2. Kassen-Nachschau ab 1.1.2018 
 
Aufgrund der im Rahmen von Außenprüfungen wiederholt festgestellten Manipulationen an Registrier-
kassen hat der Gesetzgeber mit dem „Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundauf-
zeichnungen“ auch eine sog. Kassen-Nachschau implementiert.  
 
Diese kann ab 1.1.2018 in den Geschäftsräumen von Steuerpflichtigen während der üblichen Ge-
schäfts- und Arbeitszeiten und außerhalb einer Außenprüfung durchgeführt werden. Eine vorhe-
rige Ankündigung ist nicht erforderlich.  Abweichend davon dürfen Wohnräume gegen den Willen 
des Inhabers nur zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit betreten werden. 
 
Die Kassen-Nachschau stellt ein besonderes Verfahren zur zeitnahen Prüfung des ordnungsgemäßen 
Einsatzes des elektronischen Aufzeichnungssystems, der Ordnungsmäßigkeit der Kassenaufzeichnun-
gen und der ordnungsgemäßen Übernahme der Aufzeichnungen in die Buchführung dar.  
 
Die von der Nachschau betroffenen Steuerpflichtigen haben die relevanten Aufzeichnungen, Bücher 
und Organisationsunterlagen auf Verlangen vorzulegen und Auskünfte zu erteilen. Sofern die Daten in 
elektronischer Form vorliegen, gelten die bekannten Verpflichtungen bezüglich des Datenzugriffs bzw. 
der maschinellen Auswertung.  
 
Kontrolliert werden können sowohl Registrierkassen, computergestützte Kassensysteme und der ord-
nungsgemäße Einsatz des elektronischen Aufzeichnungssystems wie auch offene Ladenkassen.  
 
Bitte beachten Sie! Eine Beobachtung der Kassen und ihrer Handhabung in Geschäftsräumen, die der 
Öffentlichkeit zugänglich sind, ist ohne Pflicht zur Vorlage eines Ausweises des Finanzbeamten zuläs-
sig. Dies gilt z. B. auch für Testkäufe. 
 
Im Falle von offenen Ladenkassen kann der Amtsträger zur Prüfung der ordnungsgemäßen Kassenauf-
zeichnungen einen sog. „Kassensturz“ verlangen sowie sich die Aufzeichnungen der Vortage vorlegen 
lassen. 



 
Besteht ein Anlass zu Beanstandungen der Kassenaufzeichnungen, -buchungen oder der zertifizierten 
technischen Sicherheitseinrichtung, kann der Amtsträger – nach schriftlichem Hinweis – ohne vorheri-
ge Prüfungsanordnung zur Außenprüfung übergehen.  
 
 
3. Informationsaustausch in Steuersachen 
 
Am 30.9.2017 begann auf Grundlage des neuen Common Reporting Standard (CRS) der erste automati-
sche Informationsaustausch über Finanzkonten zwischen Deutschland und 49 Staaten und Gebieten für 
den Meldezeitraum 2016. Derzeit haben sich bereits über 100 Staaten und Gebiete dazu bekannt, den 
gemeinsamen Meldestandard einzuführen. Durch diese Regelung werden Informationen über Konten 
bzw. Vermögensanlagen zwischen den an diesem Informa-tionsaustausch teilnehmenden Staaten und 
Gebieten automatisch ausgetauscht. 
 
Weltweit bestehen zwischen den teilnehmenden Staaten und Gebieten schon über 2000 bilaterale Aus-
tauschbeziehungen. Weitere Staaten und Gebiete werden ab dem 30.9.2018 hinzukommen.  
 
Anmerkung:  Gemeldet werden u. a. Namen, Adresse, Kontonummer, Kontostände von Depots und 
Einlagekonten sowie Verkaufserlöse aus Finanzgeschäften, Treuhandgesellschaften und Stiftungen. 
Nach dem OECD-Standard für den automatischen Informa-tionsaustausch über Finanzkontendaten sind 
nicht nur Konten von natürlichen Personen, sondern auch von juristischen Personen sowie Rechtsträ-
gern einschließlich Trusts und Stiftungen meldepflichtig. Darüber hinaus umfasst der Standard auch die 
Pflicht zur Prüfung passiver Non Financial Entities und die Meldung der natürlichen Personen, die die-
se Rechtsträger tatsächlich beherrschen – also die Mitteilung der dahinter stehenden wirtschaftlich Be-
rechtigten, die sog. „beneficial owners“.  
 
 
4. Scheidungskosten nicht mehr steuerlich ansetzbar  
 
Aufwendungen für die Führung eines Rechtsstreits (Prozesskosten) sind seit der Änderung des Ein-
kommensteuergesetzes im Jahr 2013 grundsätzlich vom Abzug als außergewöhnliche Belastung ausge-
schlossen. Das Abzugsverbot greift nur dann nicht ein, wenn der Steuerpflichtige ohne die Aufwendun-
gen Gefahr liefe, seine Existenzgrundlage zu verlieren und seine lebensnotwendigen Bedürfnisse in 
dem üblichen Rahmen nicht mehr befriedigen zu können. 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) kommt in seiner Entscheidung vom 18.5.2017 zu dem Entschluss, dass die 
Kosten, die ein Ehegatte für ein Scheidungsverfahren aufwendet, regelmäßig nicht zur Sicherung seiner 
Existenzgrundlage und seiner lebensnotwendigen Bedürfnisse dienen. Hiervon kann nur ausgegangen 
werden, wenn die wirtschaftliche Lebensgrundlage des Steuerpflichtigen bedroht ist. Eine derartige 
existenzielle Betroffenheit liegt bei Scheidungskosten nicht vor, selbst wenn das Festhalten an der Ehe 
für den Steuerpflichtigen eine starke Beeinträchtigung seines Lebens darstellt. 
 
Anmerkung: Der BFH betont in seiner Pressemitteilung vom 16.8.2017, dass er die Kosten einer Ehe-
scheidung bis zur Änderung des Einkommensteuergesetzes im Jahr 2013 als außergewöhnliche Belas-
tung zwar berücksichtigt hat. Dies ist jedoch nach der Neuregelung nicht länger möglich. Der Gesetz-
geber will die Steuererheblichkeit von Prozesskosten auf einen engen Rahmen zurückführen und Schei-
dungskosten vom Abzug als außergewöhnliche Belastung bewusst ausschließen. 
 
 
 
 
 
 



5. Verjährung von Forderungen 
 
Zahlungsansprüche des täglichen Geschäftsverkehrs, die der regelmäßigen Verjährungsfrist (drei Jahre) 
unterliegen, verjähren mit Ablauf des 31.12. des Jahres. Demnach verjähren also die Forderungen, die 
2014 entstanden sind, am 31.12.2017.   
 
Forderungen auf den Kaufpreis oder den Werklohn entstehen, wenn der Unternehmer seine vertragliche 
Leistung erbracht hat. Auf eine Rechnungsstellung kommt es nicht an. Ist die Forderung aus einem 
Kaufvertrag z. B. am 1.3.2014 entstanden, beginnt die Verjährung am 31.12.2014; d. h. dass die Forde-
rung bis zum 31.12.2017 nicht verjährt. 
 
Eine mündliche oder schriftliche Mahnung verhindert die Verjährung nicht. Diese wird aller-
dings unterbrochen, wenn der Schuldner einen Teil der Forderung begleicht. Ab dann beginnt 
die dreijährige Verjährung erneut zu laufen. 
 
Durch ein gerichtliches Mahnverfahren – also ein Antrag auf Erlass eines Mahnbescheides – kann die 
Verjährung gehemmt werden. Daher sollte für Forderungen aus 2014 noch vor dem 31.12.2017 ein 
Mahnbescheid beantragt werden, in dem die Forderung genau definiert wird. 
 
Anmerkung: Unternehmer sollten rechtzeitig vor dem 31.12.2017 prüfen, ob sie im Jahr 2014 Leistun-
gen an Kunden erbracht haben, die noch nicht gezahlt wurden, und entsprechende Maßnahmen – even-
tuell über ihren Anwalt – einleiten. 
 
 
6.  Beitragspflicht für Industrie- und Handelskamme rn verfassungsgemäß 
 
Die Industrie- und Handelskammern (IHK) sind als Körperschaften des öffentlichen Rechts organisiert, 
an die die Kammermitglieder Beiträge zahlen müssen. Pflichtmitglied ist, wer im Bezirk der jeweils 
regional zuständigen IHK einen Gewerbebetrieb betreibt.  
 
Mit Beschluss vom 12.7.2017 legte das Bundesverfassungsgericht nunmehr fest, dass die an die 
Pflichtmitgliedschaft in der IHK gebundene Beitragspflicht verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden 
ist. Gerade die Pflichtmitgliedschaft sichert nach Auffassung des Gerichts, dass alle regional Betroffe-
nen ihre Interessen einbringen können und diese fachkundig vertreten werden. Dies ist auch mit Blick 
auf die weiteren Aufgaben der IHK, Prüfungen abzunehmen und Bescheinigungen zu erteilen, gefragt.  
 
 
  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die  
 Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 =- 0,83 % 
 1.7.2014 – 31.12.2014 =- 0,73 % 

 
 

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:  
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 
 Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014 ): 
 Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
 zzgl. 40 € Pauschale 

 

 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2017: Oktober = 109,6; September = 109,6; August = 109,5;  
Juli = 109,4Juni = 109,0; Mai =108,8; April = 109,0; März = 109,0;  
Februar = 108,8; Januar = 108,1 
 

  
Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 


